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Lateinamerika als Partner?
Zur deutschen Außenpolitik gegenüber einer Region im Wandel
Der US-Regisseur Oliver Stone dreht ei-
nen Dokumentarfilm über den venezola-
nischen Staatschef Chávez, spielt mit dem 
bolivianischen Präsidenten Evo Morales 
Fußball und kaut mit ihm Koka blätter... 
Kein Zweifel, das Interesse von Medi-
en und Öffentlichkeit an Latein amerika 
hat deutlich zugenommen. Und das Bild 
wandelt sich. Weg von traurigen Indio-
Kindern, die in bunten Schals und Mützen 
um eine Patenschaft in den reichen Indus-
trieländern bitten. Hin zu schillernden po-
litischen Persönlichkeiten, die mit neuen 
politischen Ideen von sich Reden machen. 
Auch in der internationalen Politik tau-
chen zunehmend „neue“ Namen auf. Und 
auf dem letzten G20-Finanzkrisengipfel in 
Washington waren immerhin drei Staaten 
aus Lateinamerika vertreten. 
Kein Zweifel, da tut sich etwas. Das Anse-
hen der alten europäisch-stämmigen Eliten 
hat Risse bekommen und indigene Bevöl-
kerungsgruppen lassen sich nicht länger 
marginalisieren. Politischen und wirt-
schaftlichen Modellen der OECD-Welt 
stehen sie interessiert, teils auch wohlwol-
lend, aber keineswegs demütig gegenüber. 
Es ist kein Zufall, dass das neunte Weltso-
zialforum wieder einmal in Brasilien statt-
findet. Aus entwicklungspolitischen Hilfs-
empfängern oder interessanten Märkten, 
die sich bestenfalls dazu eignen, gute Ge-
schäfte zu machen, entstehen Staaten, die 
als außenpolitische Partner wahrgenom-
men werden wollen - und sich ihres Poten-
zials durchaus bewusst sind. Deutschland 
und Europa täten gut daran, diese Ent-
wicklungen weder zu verschlafen noch zu 
bekämpfen, sondern auf einen regen Aus-
tausch und eine gute Zusammenarbeit zu 
setzen. Karin Hammer
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In der deutschen Politik zeigt sich ein er-
neutes Interesse an Lateinamerika. Zwar 
stammt das Lateinamerika-Konzept der 
Bundesregierung aus dem Jahr 1995, aber 
zumindest die Parteien der regierenden 
Großen Koalition, sprich CDU/CSU und 
SPD, haben im Mai 2008 neue Lateiname-
rikastrategien vorgelegt. Bundeskanzlerin 
Angela Merkel nutzte den EU-Lateiname-
rika-Gipfel, der ebenfalls im Mai in Lima 
stattfand, für eine mehrtägige Reise durch 
die Region. Und Außenminister Frank-
Walter Steinmeier verkündete 2006, ein-
mal im Jahr nach Lateinamerika reisen zu 
wollen. 2006 und 2007 hat er dies immer-
hin auch umgesetzt. Das Bundesministe-
rium für wirtschaftliche Zusammenarbeit 
und Entwicklung erklärt in seinem neuen 
Lateinamerikakonzept, das politische und 
wirtschaftliche Interesse der Bundesregie-
rung an Lateinamerika „ist groß und nimmt 
weiter zu“.
Auch in den deutschen Medien ist Lateina-
merika mittlerweile etwas präsenter als noch 
vor ein paar Jahren. Dies liegt nun aber we-
niger daran, dass die Bundesregierung hier 
neue außenpolitische Initiativen ergreifen 
wollte, als primär an den Veränderungen in 
den Ländern der Region selbst. Auf je un-
terschiedliche Weise faszinieren Persönlich-
keiten wie Evo Morales in Bolivien, das Ehe-
paar Kirchner in Argentinien, Álvaro Uribe 
in Kolumbien und natürlich Venezuelas 
Hugo Chávez nicht nur hiesige Journalisten. 
Und auch, dass die indigene Mehrheitsbevöl-
kerung Boliviens die Verfassung des Landes 
umgekrempelt hat, dass Brasilien unter Prä-
sident Lula da Silva als wichtiger Spieler auf 
der Bühne der gro ßen Weltpolitik auftritt, 
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Eine glückliche Familie? Lateinamerikanische Staats- und Regierungschefs in Costa do Sauípe, Brasilien, im Dezember 2008. Von 
links: Evo Morales (Bolivien), Lula da Silva (Brasilien), Raúl Castro (Kuba), Hugo Chávez (Venezuela), Michelle Bachelet (Chi-
le), Felipe Calderón (Mexiko), Fernando Lugo (Paraguay). Foto: Presidencia de la República de Chile, http://www.fotopresidencia.cl
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in der Region. Ein solches Engagement 
sollte sich den benannten drei Verände-
rungen offensiv stellen. Konkret wird hier 
vorgeschlagen,
◆ dass die politischen Stiftungen, die staat-
liche EZ, die Auswärtige Kultur- und 
Bildungspolitik sowie der Politische Di-
alog systematisch dafür genutzt werden, 
das Spektrum an (potenziellen) Partnern 
deutscher Außenpolitik in Lateinamerika 
zu verbreitern;
◆ dass Deutschland und Europa mit La-
teinamerika einen Dialog als sich gleich-
berechtigt anerkennende Partner auf-
nehmen, in dem ordnungspolitische 
Vorstellungen und Erfahrungen ausge-
tauscht und gemeinsame Antworten auf 
die Herausforderungen der Globalisie-
rung gesucht werden; und
◆ dass Deutschland und Europa neben dem 
Dialog mit den alten Staatenbündnissen 
flexibel und problemorientiert auf regio-
nale und bilaterale Initiativen eingehen, 
in denen sich je unterschiedliche Grup-
pen betroffener und kooperationswilliger 
Staaten zusammenfinden, und Deutsch-
land sein außenpolitisches Profil zumin-
dest gegenüber den wichtigeren Ländern 
Lateinamerikas schärft.
Die Vorschläge kreisen dabei um die ge-
nerelle These, dass gegenüber dem gegen-
wärtigen Lateinamerika eine veränderte 
Haltung angezeigt ist, die die Länder der 
Region weniger als entwicklungspolitische 
Hilfsempfänger und interessante Märkte 
denn als außenpolitische Partner behandelt. 
So unterschiedlich die Länder der Region 
sind und so richtig ein fortgesetztes entwick-
lungspolitisches Engagement angesichts der 
drastischen Wohlstandsdisparitäten auch 
sein mag, so wenig angemessen ist doch die 
Idee, Lateinamerika sei eine Region, der man 
auf dem Weg einer „unsere“ Erfahrungen 
nachholenden Entwicklung behilflich ist 
(und die nebenbei von Interesse für deut-
sche Exporte und Investitionen ist). In der 
Entwicklungspolitik gehört – aller partner-
schaftlichen Rhetorik von Zusammenarbeit 
und ownership zum Trotz – ein gewisser Pa-
ternalismus zur Betriebslogik. Der Anspruch, 
vor allem helfen zu wollen, prägt aber die 
deutsche Lateinamerikapolitik in ihrer Ge-
samtheit. Es geht also nicht um ein Plädo-
yer für einen Wandel von Entwicklungs- zu 
Außenpolitik, sondern um Veränderungen 
in Haltung und Grundausrichtung, die das 
generelle Auftreten der Bundesregierung 
gegenüber Lateinamerika betreffen. In die-
sem Sinne konzentriert sich der vorliegende 
Standpunkt auf die deutsche Außenpolitik 
und diskutiert das wichtige Feld deutscher 
Entwicklungspolitik lediglich aus außenpo-
litischer Perspektive, d.h. in seiner Relevanz 
für die Außenpolitik.
Analoges gilt mit Blick auf das Verhältnis 
deutscher und europäischer Lateinamerika-
politik: Vieles, das im Folgenden diskutiert 
wird, gilt sowohl für Deutschland als auch 
für Europa bzw. die Europäische Union 
(EU) im Ganzen, im Zentrum des Interes-
ses steht hier aber die nationale Perspektive. 
Dem liegt die Ausgangsüberlegung zugrun-
de, dass die EU lediglich in ausgewählten 
Sektoren – insbesondere der Außenhan-
delspolitik – eine eigenständige deutsche 
Politik tatsächlich ersetzt. In Bereichen wie 
der EZ verhält sie sich komplementär zu ei-
ner nach wie vor existierenden nationalen 
Politik. Für die allgemeine außenpolitische 
Gestaltung der Beziehungen zu den einzel-
nen Ländern Lateinamerikas aber bleibt 
die jeweilige nationale Außenpolitik auf 
absehbare Zeit die entscheidende Größe. 
Von einer gemeinsamen europäischen Au-
ßenpolitik kann hier bis auf weiteres keine 
Rede sein. Lediglich mit Blick auf diejenigen 
Formen des Dialogs und der Zusammenar-
beit, die nicht mit einzelnen Ländern, son-
dern mit regionalen Zusammenschlüssen 
in Lateinamerika ablaufen, ist die EU der 
primäre Kanal und Ansprechpartner. Wie 
sich zeigen wird, sind die Perspektiven einer 
solchen supranationalen Kooperation aller-
dings auf absehbare Zeit begrenzt.
und dass sich reihenweise Länder offen mit 
dem Internationalen Währungsfonds, aus-
ländischen Unternehmen und den USA an-
legen, erregt hierzulande eine gewisse Auf-
merksamkeit.
Der von diesen Schlaglichtern nur punk-
tuell beleuchtete politische Wandel, der 
sich gegenwärtig in Lateinamerika voll-
zieht, lässt sich anhand von drei Trends 
umreißen:
1. In Lateinamerika vollzieht sich ein parti-
eller Elitenwandel.
2. Nach dem Scheitern des „Neoliberalis-
mus“ befindet sich die Region auf der 
Suche nach einem neuen Entwicklungs-
modell.
3. Es zeigt sich eine Krise und Transforma-
tion der bisherigen lateinamerikanischen 
Staatenbündnisse. Alte Integrationspro-
zesse stagnieren, während neue Formen 
intra- und interregionaler (Süd-Süd-)Ko-
operation entstehen.
Der vorliegende Text nimmt sich dieser 
drei Trends an, um nach ihren Folgen für 
die deutsche Lateinamerikapolitik zu fragen. 
Ziel ist es also, aus gegenwärtig dominan-
ten Entwicklungstendenzen in Lateiname-
rika neue Impulse für die Grundausrich-
tung deutscher Außenpolitik gegenüber 
Lateinamerika abzuleiten. Denn diese läuft 
seit Jahren weitgehend „im Autopilot“. Sie 
konzentriert sich auf Entwicklungszusam-
menarbeit (EZ), die Flankierung von Wirt-
schaftsbeziehungen sowie das Mitwirken 
an den EU-Bemühungen um biregionale 
(Handels-)Kooperation. Der gegenwärtige 
Wandel in Lateinamerika erfordert dagegen 
ein dezidiert außenpolitisches Engagement 
Evo Morales, hier zu sehen bei seiner symbolischen Amtseinführung nach vorkolumbianischer Tradition, ist der erste indigene 
Präsident Boliviens. Bei seinem Amtsantritt vor drei Jahren versprach er die „Neugründung“ Boliviens nach fünf Jahrhunderten 





Die Zeit Lateinamerikas als Hinterhof der 
USA und willfähriger Empfänger externer 
Diktate scheint vorerst beendet. Einige 
Schlaglichter:
	Als die USA 2003 im Sicherheitsrat der 
Vereinten Nationen auf Zustimmung 
zum Irakkrieg drangen, stellten sich ihm 
nicht nur Schröder, Chirac und Putin 
entgegen, sondern auch Chile und das 
– massiv US-abhängige und damals wie 
heute konservativ regierte – Mexiko.
 Das US-Projekt einer Gesamtamerika-
nischen Freihandelszone (FTAA/ALCA) 
liegt seit 2005 auf Eis. Mit ALBA treibt 
Venezuela eine offene Alternative voran 
(siehe Kasten S. 7). Allerdings sind die 
USA mit dem Abschluss bilateraler und 
subregionaler Freihandelsverträge (mit 
Chile, Peru, Zentralamerika), durchaus 
erfolgreich.
 Ende 2007 gründeten sieben südameri-
kanische Staaten die Entwicklungsbank 
Banco del Sur als regionale Alternative 
zu IWF und Weltbank.
 Nach seiner Wahl zum Präsidenten 
Ecuadors erklärte Rafael Correa 2007 
den Repräsentanten der Weltbank zur 
„persona non grata“. 2008 verwies Boli-
viens Evo Morales den US-Botschafter 
und die US-Drogenbehörde DEA unter 
dem Vorwurf der Agitation gegen seine 
Regierung des Landes.
 Als in Bolivien im September 2008 der 
Konflikt zwischen der Regierung von 
Evo Morales und der regionalen Oppo-
sition offen eskalierte, war es die noch 
kein halbes Jahr alte Union Südamerika-
nischer Nationen (UNASUR), die durch 
eine gemeinsame und in der Sprache 
eindeutige Deklaration zu Gunsten der 
demokratisch legitimierten Zentralre-
gierung die Parteien zurück an den Ver-
handlungstisch brachte.
Lateinamerika im Wandel –  
ein Überblick
In den 1980er und 1990er Jahren war La-
teinamerika durch einen doppelten Trend 
gekennzeichnet: politische Demokratisie-
rung und wirtschaftliche Liberalisierung. 
Mittlerweile sind – mit Ausnahme Kubas 
– alle Länder zumindest in einem forma-
len Sinne demokratisch. Zudem durchliefen 
sie einen mehr oder minder tief gehenden 
Umbau ihres Wirtschaftsmodells nach 
dem „neoliberalen“ Dreiklang aus Dere-
gulierung, Privatisierung und Liberalisie-
rung. Diesen nationalen Veränderungen 
entsprach auf internationaler Ebene ein 
Trend hin zu regionaler Kooperation nach 
dem Modell des offenen Regionalismus: 
Innerhalb Lateinamerikas entstanden Staa-
tenbündnisse, in denen wirtschaftliche In-
tegration auf die Eingliederung in den Welt-
markt ausgerichtet war. Zugleich sollten 
diese Regionalorganisationen die politische 
Integration nach innen sowie die interregi-
onale Kooperation nach außen vorantrei-
ben. Lateinamerika schien somit ganz auf 
eine nachholende Entwicklung gepolt, die 
in den Grundzügen dem „westlichen“ – und 
genauer: europäischen – Modell folgte.
Diese Phase endete mittlerweile in Ernüch-
terung und Unzufriedenheit. Die Kombina-
tion aus Demokratie, neoliberalen Reformen 
und Wirtschaftsintegration erwies sich als 
unfähig, breitenwirksames Wirtschafts-
wachstum zu erzeugen und strukturelle 
Probleme wie Massenarmut und soziale Un-
gleichheit anzugehen. Die Vorstellung einer 
relativ homogenen, gerichteten Entwicklung 
ist seit der Jahrtausendwende einem Bild 
heterogener, widersprüchlicher Verände-
rungsprozesse gewichen. Diese bestehen ins-
besondere in einem partiellen Elitenwandel, 
der Suche nach einem neuen Entwicklungs-
modell sowie der Krise und Transformation 
regionaler Kooperation.
Aufstieg neuer Eliten
Den wechselnden Bundesregierungen wa-
ren die politischen und wirtschaftlichen 
Eliten Lateinamerikas in den vergangenen 
Jahrzehnten relativ gute und verlässliche 
Partner. Sie haben aber innenpolitisch in 
zentralen Bereichen versagt und werden 
zunehmend innergesellschaftlich hinter-
fragt. Dies gilt insbesondere mit Blick auf 
die „soziale Frage“ – Lateinamerika ist nach 
wie vor die Weltregion mit der höchsten so-
zialen Ungleichheit; auch nach Jahren und 
Jahrzehnten der Demokratie kennzeich-
nen Massenarmut, informelle Beschäfti-
gung und Arbeitslosigkeit die gesellschaft-
lichen Verhältnisse. Entsprechend ist über 
die Jahre die Kritik an den demokratischen 
Institutionen gewachsen, erodieren die Par-
teiensysteme, wenn sie nicht offen verfallen 
(sind). Neue soziale Kräfte – etwa die indi-
genen Bewegungen in den Andenländern 
– verlangen politische Mitsprache und so-
zioökonomische Teilhabe. Politische Au-
ßenseiter nutzen die akute soziale Frage, um 
breite Unterstützung in der Bevölkerung zu 
mobilisieren. Im Ergebnis zeigt sich ein he-
terogener und teils äußerst konfliktreicher 
Prozess politischen Wandels, der sich u.a. in 
einem partiellen Elitenwandel ausdrückt: 
Neue politische Kräfte, die bisher außer-
halb oder am Rand der nationalen Politik 
standen und die sich auf neu politisierte, 
zuvor marginalisierte soziale Schichten 
stützen, drängen ins Parlament und an die 
Regierung. Wählermehrheiten erklären den 
„Neoliberalismus“ für gescheitert und wäh-
len Regierungen, die die skandalösen Aus-
maße sozialer Ungleichheit und Massenar-
mut anzugehen versprechen. Demokratisch 
gewählte Regierungen treten international 
mit neuem Selbstbewusstsein und altem Na-
tionalismus auf, verlangen als Partner ernst-
genommen zu werden und verweigern sich 
externen Diktaten. Dabei geht der Wandel 
der Eliten mit einem – gleichfalls partiellen 
– Wandel im Demokratieverständnis ein-
her, das partizipative und plebiszitäre Po-
litikmuster gegenüber Institutionen und 
Verfahren betont.
Deutlichster Ausdruck dieser neuen Eli-
ten ist der politische Aufstieg indigener 
Organisationen. Indigene Bewegungen 
und Bewegungsparteien waren in Ecua-
dor im Jahr 2003 kurzzeitig an der Regie-
rung beteiligt und bilden in Bolivien eine 
wesentliche Stütze der Regierung von Evo 
Morales. Unabhängig vom Schicksal ein-
zelner Regierungen werden sie in beiden 
Ländern bedeutende politische Akteure 
bleiben. In weiteren Ländern mit hohem 
Anteil indigener Bevölkerungen (Guate-
mala, Peru) sind ähnliche Entwicklungen 
möglich. Auch in Ländern mit zahlenmäßig 
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kleinen indigenen Minderheiten (Argenti-
nien, Brasilien, Chile, Kolumbien) spielen 
indigene politische Akteure zumindest lo-
kal bzw. themenspezifisch eine Rolle (sie-
he Tabelle).
Eine deutlich moderatere Form des parti-
ellen Elitenwandels bedeutet die Wahl von 
Vertretern derjenigen lateinamerikanischen 
Linken, die durch die politischen Auseinan-
dersetzungen mit den Militärdiktaturen der 
1970er und 1980er Jahre geprägt wurde. 
Dies gilt in Argentinien für Ex-Präsident 
Néstor Kirchner und seine mittlerweile re-
gierende Frau Cristina Fernández de Kirch-
ner, für Lula da Silva (Brasilien), Michelle 
Bachelet (Chile), Tabaré Vázquez (Uru-
guay) und Daniel Ortega (Nicaragua); im 
März 2009 könnte ein Wahlsieg des Kan-
didaten der ehemaligen Guerillabewegung 
Frente Farabundo Martí para la Liberación 
Nacional (FMLN), von Mauricio Funes, fol-
gen (El Salvador). In all diesen Fällen geht es 
nicht um neue politische Akteure, sondern 
um gesellschaftlich verankerte und politisch 
organisierte Kräfte und Personen, die mitt-
lerweile von Minderheits- in Mehrheits- 
und Regierungspositionen gerückt sind.
Wo entsprechend organisierte Kräfte 
fehlen, zeigt sich ein Aufstieg politischer 
Außenseiter. Hugo Chávez in Venezue-
la, zunächst Lucio Gutiérrez, dann Rafael 
Correa in Ecuador und zuletzt Fernando 
Lugo in Paraguay gelang es, die ausgeprägte, 
aber diffuse Unzufriedenheit mit den poli-
tischen Parteien, den politischen und wirt-
schaftlichen Eliten, der markt- und außen-
orientierten „neoliberalen“ Reformpolitik 
der 1990er Jahre sowie allgemein mit Ar-
mut und sozialer Ungleichheit politisch zu 
bündeln. Wie die knappen Niederlagen der 
Präsidentschaftskandidaten Ollanta Huma-
la und López Obrador (beide 2006) gezeigt 
haben, sind Peru und Mexiko weitere po-
tenzielle Kandidaten für ein solches Szena-
rio. Auch ein „rechtes“ politisches Projekt, 
das die Frage der (Un-)Sicherheit ins Zen-
trum stellt, kann in diesem Sinne diffuse 
Unzufriedenheit bündeln, wie insbesonde-
re Kolumbien (Álvaro Uribe) und Mexiko 
(Felipe Calderón) zeigen.
Eine Sonderstellung in diesem Bild ge-
nießt Kuba, in dem sich mit dem Abgang 
Fidel Castros ein personeller Wechsel inner-
halb der Elite vollzieht, der mit vorsichtigen 
Schritten wirtschaftlicher und – sehr be-
grenzter – politischer Öffnung einhergeht.
Scheitern des Neoliberalismus
Der Prozess voranschreitender wirtschaft-
licher Liberalisierung ist vorerst beendet. 
Das „neoliberale“ Entwicklungsmodell, 
das in der Region schon als gescheitert galt, 
bevor die gegenwärtige Finanzkrise auch 
hierzulande ein entsprechendes Denken 
zumindest temporär erschüttert hat, wird 
zunehmend modifiziert und teilweise offen 
herausgefordert. Der partielle Elitenwandel 
verbindet sich so mit einer ordnungspoli-
tischen Suche nach einem neuen Entwick-
lungsmodell. Mittlerweile wird ein Großteil 
Lateinamerikas von mehr oder minder „lin-
ken“ Regierungen regiert, die ein sozial, ent-
wicklungs- und staatsorientiertes, nationales 
Projekt des Wandels verfolgen. Das in der 
Region bekannte Pendel, das sich zyklisch 
zwischen staats- und binnenorientierten so-
wie markt- und außenorientierten Politiken 
bewegt, hat also mal wieder die Richtung 
gewechselt. Wichtige Elemente sind dabei 
die Hinwendung zu einer aktiveren Sozial-
politik und insbesondere zu konditionierten 
Sozialtransfers1 („Sozialliberalismus“), die 
Rückkehr eines aktiv in die Wirtschaft ein-
greifenden und in strategischen Bereichen 
selbst ökonomische Funktionen überneh-
menden Entwicklungsstaates („Desarrol-
lismo“) sowie ein deutlich selbstbewussteres 
Auftreten gegenüber den wirtschaftlichen 
Ansprüchen von ausländischen Unterneh-
men, multilateralen Finanzorganisationen 
sowie staatlichen und privaten Gläubigern 
(„Entwicklungsnationalismus“). 
Der weltwirtschaftliche Boom agrarischer, 
mineralischer und fossiler Rohstoffe, der die 
vergangenen Jahre kennzeichnete und den 
Rohstoffexporteuren Lateinamerikas zugute 
kam, verschaffte den meisten Ländern der Re-
gion überhaupt erst die Handlungsspielräume 
für eine solche Suche nach neuen ordnungspo-
litischen Entwicklungskonzepten. Er verleitet 
andererseits aber auch zum schlichten Kon-
sum der anfallenden windfall profits und damit 
zum Abbruch der Suche nach ordnungspoli-
tischen Alternativen zu Gunsten eines einseitig 
rohstoffbasierten Entwicklungsmodells - was 
sich in Zeiten fallender Rohstoffpreise bitter 
zu rächen droht.
Das gemeinsame Merkmal, das einen 
Großteil der Länder Lateinamerikas grund-
sätzlich kennzeichnet und die Rede vom 
„Linksruck“ plausibel macht, ist die Beto-
nung der sozialen Ungleichheit als dring-
lichem Problem, dem durch eine aktive Wirt-
schafts- und Sozialpolitik begegnet werden 
müsse. In welchen Formen und Ausmaßen 
hier tatsächlich eine Neuorientierung erfolgt, 
ist allerdings von Land zu Land sehr unter-
schiedlich.2 In Chile hat das seit fast 20 Jahren 
regierende Mitte-Links-Bündnis der Concer-
tación das von Pinochet mit Putsch und bru-
taler Repression durchgesetzte „neo liberale“ 
Entwicklungsmodell in seinen Grundzügen 
unangetastet gelassen, seine schlimmsten 
sozialen Auswüchse aber etwa durch eine 
aktive Politik der Armutsbekämpfung deut-
Land Jahr Geschätzte Bevölkerung 
Geschätzter Anteil der 
indigenen Bevölkerung 
Argentinien 2002 800.000 2% 
Bolivien 2001 5.800.000 55-70% 
Brasilien 2000 347.000 0,22% 
Chile 2000 1.700.000 7-13% 
Costa Rica 2000 63.876 1,7% 
Ecuador 2000 4.200.000 35% 
El Salvador 1999 732.000 12% 
Guatemala 1994 4.945.000 48% 
Honduras 1999 500.000 12,8% 
Kolumbien 1997 701.860 1,5% 
Mexiko 2000 12.700.000 13% 
Nicaragua 1999 414.757 9,5% 
Panama 2000 285.231 10% 
Paraguay 2001 85.674 2% 
Peru 2000 9.300.000 47% 
Venezuela 1992 316.000 1,8% 
Lateinamerika  42.891.398 ca. 10% 
Quelle: UNDP 2007: Democracia/Estado/Cuidadanía. Hacia un Estado de y para la Democracia en América 




lich gemildert. In ähnlicher Weise stehen in 
Brasilien und Uruguay die Regierungen von 
Lula und Vázquez für einen Kurs, der die 
Programmatik makroökonomischer Stabi-
lisierung und „neoliberaler“ Strukturan-
passung durch eine aktive Sozialpolitik und 
moderate Umverteilungsmaßnahmen zu 
modifizieren sucht. Para guay orientiert sich 
unter seinem neuen Präsidenten Fernando 
Lugo vermutlich ebenfalls in diese Richtung 
– denn Lugos Handlungsspielräume sind an-
gesichts einer fehlenden Parlamentsmehr-
heit begrenzt. In Argentinien ist die Abkehr 
vom markt- und außenorientierten Modell 
der 1990er Jahre, das 2001/2002 in einer 
schweren Wirtschafts- und Finanzkrise zu-
sammenbrach, etwas ausgeprägter. Die Re-
gierung von Néstor Kirchner (2003-2007) 
ergriff durchaus energische wirtschafts- und 
sozialpolitische Maßnahmen zur Belebung 
des Binnenmarktes und zur Milderung des 
von der Krise verur sachten sozialen Leids; 
Kirchner sowie seine Frau und Nachfolge-
rin Cristina Fernández  unterließen es al-
lerdings, strukturelle Änderungen einzulei-
ten, die die Abhängigkeit Argentiniens vom 
Agrarexport reduziert, die teils oligopolar-
tigen Wirtschaftsstrukturen aufgebrochen 
oder über eine progressive Steuerreform 
systematische Umverteilungsmaßnahmen 
eingeleitet hätten.
Explizite Projekte der Umverteilung von 
Macht und Wohlstand verfolgen Bolivien, 
Ecuador und Venezuela. Mit Blick auf die 
Bedeutung des Erdöl- bzw. Erdgassektors in 
allen drei Ländern, stand am Beginn der Re-
gierungen von Evo Morales, Rafael Correa 
und Hugo Chávez die Rückgewinnung der 
staatlichen Kontrolle über die Kohlenwas-
serstoffe sowie der Ausbau der staatlichen 
Teilhabe an den Gewinnen aus der Gas- 
und Ölförderung. Zugleich unterscheiden 
sich die tiefgreifenden wirtschaftlichen und 
politischen Transformationsprozesse dieser 
Länder aber deutlich. In Bolivien geht es 
insbesondere um die politische Einbezie-
hung der indigenen Mehrheitsbevölkerung 
in die Strukturen und Prozesse einer bisher 
höchst exklusiven Demokratie. In Ecuador 
versucht Correa, mit einem politischen Sy-
stem zu brechen, das von diversen Partiku-
larinteressen dominiert war. Gleichzeitig 
will er eine fragile Demokratie stabilisie-
ren, in der seit 1997 kein gewählter Präsi-
dent das reguläre Ende seiner Amtszeit er-
lebt hat. In Venezuela zielte der von Hugo 
Chávez nach seiner ersten Wahl 1998 ini-
tiierte Veränderungsprozess zunächst noch 
relativ deutlich auf mehr politische Teilnah-
me und sozioökonomische Teilhabe mar-
ginalisierter Bevölkerungsschichten. Mit 
den Jahren hat das „bolivarische“ Projekt 
allerdings zunehmend autoritäre Züge an-
genommen. Es stützt sich sehr weitgehend 
auf die Person Chávez und ist abhängig von 
undurchsichtig und kaum demokratisch 
kontrollierbar verwendeten Erdöleinnah-
men. Die sozialen und emanzipatorischen 
Ansprüche des „Chavismus“ geraten dabei 
zunehmend unter Druck, wie nicht zuletzt 
die Gründung einer sozialistischen Ein-
heitspartei signalisiert.
Hinter den skizzierten allgemeinen Trends 
zeigt sich also eine wachsende Ausdifferen-
zierung Lateinamerikas: Nicht nur wächst 
die Bandbreite politischer Projekte (von 
Kolumbien bis Venezuela), auch zwischen 
oberflächlich ähnlich erscheinenden Regie-
rungen (wie zwischen Morales, Correa und 
Chávez) sind die Unterschiede markant.
Schwäche der alten Staaten-
bündnisse
In diesem Kontext verändern sich auch 
die Formen internationaler Zusammenar-
beit. Die innenpolitischen Veränderungen 
spiegeln sich auf internationaler Ebene ei-
nerseits in neuen Initiativen regionaler Ko-
operation. Andererseits bemühen sich die 
Regierungen um eine Diversifizierung der 
politischen und wirtschaftlichen Außen-
beziehungen, die die Ausrichtung auf die 
USA, aber auch auf Europa relativiert. Da-
bei spielt erstens die regionale Kooperation 
als Sprungbrett zur Weltmarktintegration 
nur mehr eine begrenzte Rolle. Zweitens – 
und damit verbunden – geht es kaum um 
Integration, sondern um die pragmatische 
Zusammenarbeit im jeweiligen nationalen 
Interesse; dies schließt die Abgabe natio-
naler Kompetenzen an supranationale In-
stanzen weitgehend aus und Prozesse der 
intraregionalen Wirtschaftsintegration 
nur selektiv ein. Drittens suchen die Län-
der Zugang zu externen Handels- und In-
vestitionspartnern mittlerweile primär auf 
bilateraler Ebene. Neue bzw. reaktivierte 
Formen der überregionalen Süd-Süd-Zu-
sammenarbeit – etwa im Rahmen der WTO 
oder der OPEC sowie zwischen Brasilien, 
Innovatives Lateinamerika
Jenseits politischer Großwetterlagen zeigen 
sich im gegenwärtigen Lateinamerika eine 
ganze Reihe innovativer demokratischer Ex-
perimente. Dazu ein paar Stichworte:
 Der Name der südbrasilianischen Hafen-
stadt Porto Alegre steht für ein innovati-
ves Modell partizipativer Kommunalpoli-
tik, die durch eine direkte Beteiligung der 
Bevölkerung weltweit für Aufmerksamkeit 
gesorgt hat. Ähnliche Experimente finden 
sich auch in einigen von indigenen Bürger-
meistern regierten Munizipien Ecuadors.
 Soziale Bewegungen der indigenen Be-
völkerung (z.B. in Bolivien und Ecuador), 
der Landlosen (v.a. in Brasilien) und der 
Arbeitslosen (in Argentinien) haben in 
Sachen Empowerment politisch und so-
zioökonomisch marginalisierter Bevölke-
rungsgruppen neue Standards gesetzt.
 Umweltpolitisch bemerkenswert ist das 
„Recht der Natur“, das die neue Verfas-
sung Ecuadors festschreibt. Neue Wege 
des internationalen Schutzes von Klima 
und Biodiversität ging Ecuador auch mit 
dem Vorschlag, auf die Erdölausbeutung 
in einem sensiblen Nationalpark zu ver-
zichten, wenn sich die „internationale 
Gemeinschaft“ im Gegenzug an den Ver-
zichtskosten beteilige.
 Insbesondere in den Andenländern las-
sen sich seit einigen Jahren Versuche der 
Integration alternativer (Gewohnheits-)
Rechtssysteme beobachten, die sich kon-
kret auf die indigene Bevölkerung bezie-
hen, aber auch generelle Lehren für die 
Transformation des Rechts in multikul-
turellen Gesellschaften bereithalten.
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Indien und Südafrika – dienen gleichfalls 
nicht dem Ziel der Integration, sondern 
der strategischen Kooperation im natio-
nalen Entwicklungsinteresse. Das verbindet 
sich mit dem wachsenden Engagement asi-
atischer Länder (v.a. China) in der Region. 
Dies macht es den Ländern Lateinamerikas 
wiederum möglich, alte Abhängigkeiten 
(etwa von den USA) zu reduzieren und die 
eigenen, wirtschaftlichen und politischen 
Außenbeziehungen auf eine breitere Basis 
zu stellen.
Grenzen der Kooperation
Die skizzierte Heterogenität des Wandels 
bedingt, dass die bestehenden Regionalor-
ganisationen kaum supranationale Entschei-
dungs- und Handlungsfähigkeit entwickeln. 
Entsprechendes gilt für neue regionale Initi-
ativen wie ALBA und UNASUR, die insofern 
quer zu den bestehenden Organisationen lie-
gen, als sie Mitglieder verschiedener Regio-
nalorganisationen vereinen (siehe Tabelle). 
Angesichts der politischen Ausdifferenzie-
rung steht die Andengemeinschaft (CAN) 
vor der Zerreißprobe: Venezuela ist bereits 
ausgetreten, Peru und Kolumbien drängen 
auf Freihandelsabkommen mit den USA 
und der EU, Bolivien steht dem entgegen, 
Ecuador dazwischen. Auch der MERCO-
SUR ist weitgehend blockiert. Zwar sind be-
grenzte Fortschritte zu beobachten, wie etwa 
die Auflage eines Konvergenzfonds (Fonds 
zur Förderung der strukturellen Konver-
genz) Anfang 2007 zeigt. Der Beitritt von 
Venezuela, die entwicklungsnationalistische 
Orientierung insbesondere Argentiniens, 
das Selbstverständnis Brasiliens als regio-
naler Führungsmacht und globalem Player 
sowie wirtschaftliche Diversifizierungsstra-
tegien der „Kleinen“ (z.B. Uruguays in Rich-
tung USA) begrenzen die Spielräume wirt-
schaftlicher Integration deutlich. Von einer 
mehr als symbolischen politischen Integra-
tion kann ohnehin keine Rede sein.
ALBA fungiert im Wesentlichen als Dach 
je bilateraler Kooperationsvorhaben Vene-
zuelas und steht und fällt mit der Person 
Hugo Chávez’. UNASUR ist ein potenziell 
bedeutendes Projekt, das langfristig MER-
COSUR und CAN ersetzen könnte. In der 
jüngsten innenpolitischen Krise Boliviens 
hat die neue südamerikanische Union ihre 
Feuertaufe beeindruckend bestanden (sie-
he Randspalte S. 3). Die Gründung eines 
südamerikanischen Verteidigungsrates, 
der als sicherheitspolitisches Dialog- und 
Koordinationsforum der Verteidigungs-
ministerien und der Regierungen dienen 
soll, ist in Vorbereitung. Und mit der Ende 
2007 gegründeten südamerikanischen Ent-
wicklungsbank Banco del Sur zeichnet sich 
eine interessante Alternative zu den vom 
„Norden“ dominierten internationalen Fi-
nanzinstitutionen ab. Bis auf Weiteres sind 
von UNASUR allerdings lediglich begrenzte 
Einzelinitiativen zu erwarten. Eine Abgabe 
politischer Souveränität an supranationale 
Gremien bleibt auch im Kontext von UN-
ASUR unabsehbar. Die Regionalorganisa-
tionen in Zentralamerika (SICA) und der 
Karibik (CARICOM) werden weniger durch 
politisch-ideologische Differenzen blockiert. 
Dass diese aber gleichwohl auf absehbare 
Zeit wirtschaftliche Integrationsbündnisse 
mit dem primären Ziel der Erschließung 
externer Märkte bleiben, verdeutlicht den 
in der Region grundsätzlich begrenzten po-
litischen Willen zu einer politischen Integra-
tion im Sinne der Abgabe nationaler Kom-
petenzen. Dies mag man unterschiedlich 
bewerten, es verweist aber in jedem Fall auf 
die weiterhin geringen Aussichten auf die 
Herausbildung supranational handlungs-
fähiger Regionalorganisationen.
Folgen für die deutsche Latein-
amerikapolitik
„Deutschland“ – hier und im Folgenden die 
Chiffre für den deutschen Staat und seine 
Regierung – betont regelmäßig sein vitales 
Interesse an Lateinamerika. Die übliche Be-
gründung ist dabei unmittelbar einleuch-
tend: Im Vergleich zu Afrika und Asien ist 
die Region überdurchschnittlich demokra-
tisch, friedlich und stabil; die Länder stehen 
Europa historisch und kulturell nahe, sind 
in ihrem Außenverhalten multilateral und 
am Völkerrecht orientiert. Lateinamerika ist 
insofern der nächstliegende Partner für die 
beiden zentralen weltpolitischen Herausfor-
derungen: die Stärkung einer kooperativen 
und multilateralen Weltordnungspolitik so-
wie einer auf soziale, ökologische und wirt-
schaftliche Nachhaltigkeit orientierten poli-
tischen Gestaltung der Weltwirtschaft. Mit 
Blick auf die Großthemen Umwelt, Klima 
und Energie sind Möglichkeiten und Be-
darf der Kooperation offensichtlich – man 
blicke nur auf den südamerikanischen Tro-
penwald, die Öl- und Gasvorkommen in der 
Region sowie den gegenwärtigen Boom der 
Agrartreibstoffe. Schließlich ist die Region 
wirtschaftlich interessant, gerade in Zeiten 
knapper Rohstoffe. Im Zuge des Aufstiegs 
insbesondere asiatischer Ökonomien (v.a. 
China) sind die Märkte und Rohstoffe aber 
in wachsendem Ausmaß umkämpft. All dies 
gilt verstärkt für Brasilien, das sich zuneh-
mend als regionale Führungsmacht und 
Stabilitätsanker sowie als globaler Spieler 
etabliert.
Dies ist generell unbestritten, wie etwa ein 
Blick in die Leitlinien der Bundesregierung 
für die deutsche Außenpolitik gegenüber 
Lateinamerika und der Karibik sowie in die 
neuen Lateinamerikastrategien von Union 
und SPD zeigt. Es ist aber kaum eine neue 
Erkenntnis (siehe Randspalte). 
Die drei diskutierten Veränderungspro-
zesse in Lateinamerika machen jedoch klar, 
dass sich die Lage in Lateinamerika seit den 
1990er Jahren deutlich gewandelt hat. Des-
halb kann es nicht allein darum gehen, dem 
wiederentdeckten Interesse an Lateiname-
rika nun auch ein entsprechendes (letztlich 
quantitatives) Mehr an Engagement folgen 
zu lassen. Soll die viel beschworene Part-
nerschaft mit Lateinamerika mit Substanz 
gefüllt werden, bedarf auch die qualitative 
Ausrichtung der deutschen Lateinameri-
kapolitik einer kritischen Revision. Hierzu 
sollen die folgenden Überlegungen einen 
Beitrag leisten.
Einstellung auf den  
Elitenwandel
Der Elitenwandel stellt die deutsche Außen-
politik vor deutliche Herausforderungen. 
Mit den Eliten, die das politische Geschehen 
der 1980er und 1990er Jahre bestimmten, 
hatte man sich arrangiert, Deutschland 
und Europa standen ihnen kulturell nahe, 
und ihre strategische Orientierung lag in 
zentralen Fragen, etwa der Außen- und 
Wirtschaftspolitik, auf der offiziellen Li-
nie Deutschlands und Europas. Dies gilt 
für die „neuen“ politischen Eliten sehr viel 
weniger. Besonders schwierig sind die Fälle, 
in denen eine Kombination soziokulturel-
ler Fremdheit und politisch-ideologischer 
Differenzen die Zusammenarbeit deut-
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lich belastet (v.a. Bolivien und Venezuela). 
Aber auch Regierungen, die Deutschland 
bzw. Europa kulturell und politisch näher 
stehen (Argentinien, Brasilien, Ecuador), 
zeigen ein neues, auf demokratische und 
damit nationale Souveränität ausgerichte-
tes Selbstbewusstsein, das die Fortsetzung 
einer primär paternalistisch-„helfenden“ 
Haltung verbietet. Wo, wie markant in Bo-
livien unter Evo Morales, Vertreter der in-
digenen Bevölkerung in politisch einfluss-
reiche Sphären aufsteigen, gilt die Prämisse 
einer europäisch-lateinamerikanischen 
„kulturellen Nähe“ so nicht mehr; hier sind 
besondere Sensibilität sowie verstärkte Di-
alogbemühungen gefragt, besteht doch 
die Gefahr, dass Deutschland und Europa 
als externe Partner der „europäisch-stäm-
migen“ alten Eliten in interne Auseinan-
dersetzungen hineingezogen werden bzw. 
gemeinsam mit den USA als „neo-koloni-
al“ auftretende Mächte durch alternative 
Partner wie China, Indien oder Russland 
ersetzt werden.
Neue Kontakte zu neuen Eliten
Der Aufstieg neuer Eliten, hinter dem zu-
mindest teilweise die politische Inklusion 
bisher marginalisierter sozialer Schichten 
steht, entspricht grundsätzlich der außen- 
und entwicklungspolitischen Orientierung 
auf Demokratisierung und Empowerment, 
Déjà vu
Blickt man auf die vergangenen Jahr-
zehnte zurück, scheint die Aufmerk-
samkeit der Bundesregierung für 
Lateinamerika einer Wellenbewegung 
zu folgen. Der letzte Aufschwung in der 
ersten Hälfte der 1990er Jahre, der im 
Lateinamerika-Konzept von 1995 mün-
dete, ähnelt dabei in einiger Hinsicht der 
gegenwärtigen Situation:
  Triebfeder waren damals wie heute 
in erster Linie handfeste Wirtschafts-
interessen Deutschlands: Wie in den 
letzten Jahren durchlief Lateiname-
rika Anfang der 1990er Jahre eine 
Phase ökonomischer Erholung nach 
Jahren der Wirtschaftskrise, die mit 
einem wieder wachsenden wirtschaft-
lichen Interesse deutscher Unterneh-
men einherging. Schon damals galt 
Asien als ökonomisch und damit 
politisch bedeutendere Region, aber 
Lateinamerika doch als zumindest 
auch wichtig.
  Natürlich diente auch damals der 
Verweis auf die historische und 
kulturelle Nähe sowie auf den de-
mokratischen Charakter der meisten 
lateinamerikanischen Staaten als 
wichtige Begründung einer zu inten-
sivierenden Zusammenarbeit.
  Dass aber heute auch das Engagement 
asiatischer Wirtschaftsmächte und 
namentlich Chinas in Lateinamerika 
als Begründung eines zu verstär-
kenden deutschen Engagements in 
der Region gilt, verweist auf den ge-
wandelten historischen Kontext.
ALBA (Alternativa Bolivariana para 
las Américas, Bolivarische Alternative 
für die Amerikas) 
xGründung: 2005 
xMitglieder: Bolivien, Dominica, Honduras, Kuba, Nicaragua, Venezuela
xVon Hugo Chávez initiierte Wirtschaftsgemeinschaft. Als Alternative 
zum US-amerikanischen Projekt einer Gesamtamerikanischen 
Freihandelszone konzipiert. Kern von ALBA ist der solidarische 
Austausch von Gütern und Dienstleistungen (z.B. venezolanisches 
Erdöl, kubanische Ärzte) und die Kooperation im Energiesektor. 
x Internet: www.alternativabolivariana.org 
CAN (Comunidad Andina de 
Naciones, Andengemeinschaft) 
xGründung: 1969 
xMitglieder: Bolivien, Ecuador, Kolumbien, Peru (Chile 1969-1976, 
Venezuela 1973-2006) 
xAssoziiert: Argentinien, Brasilien, Chile, Paraguay, Uruguay 
x Internationale Organisation der Andenländer mit dem Ziel der 
umfassenden Integration. Früher: Andenpakt bzw. Andengruppe. Seit 
1994 existiert eine (unvollkommene) Zollunion. Die Institutionen 
(Präsidenten- und Ministerrat, Kommission, Gerichtshof, 
Andenparlament) sind dem europäischen Modell nachempfunden. 
x Internet: www.comunidadandina.org 
CARICOM (Caribbean Community, 
Karibische Gemeinschaft) 
xGründung: 1973 
xMitglieder: Antigua & Barbuda, Bahamas, Barbados, Belize, Dominica, 
Grenada, Guyana, Haiti, Jamaika, Montserrat, St. Kitts & Nevis, St. 
Lucia, St. Vincent & die Grenadinen, Surinam, Trinidad & Tobago 
x Internationale Organisation der karibischen Staaten sowie britischer 
Überseegebiete. Hervorgegangen aus der Karibischen 
Freihandelszone (CARIFTA). Kern ist die Wirtschaftsintegration 
(Gemeinsamer Markt). 
x Internet: www.caricom.org 
MERCOSUR (Mercado Común del Sur, 
Gemeinsamer Markt des Südens) 
xGründung: 1991 
xMitglieder: Argentinien, Brasilien, Paraguay, Uruguay 
x Im Beitrittsprozess: Venezuela (Ratifikation durch Parlamente von 
Brasilien und Paraguay steht noch aus). 
xAssoziiert: Bolivien, Chile, Ecuador, Kolumbien, Peru 
xHandels- und Wirtschaftsgemeinschaft südamerikanischer Staaten. 
Mittlerweile auch mit Ziel der politischen Integration. Seit 2007 
existiert ein MERCOSUR-Parlament, das in Zukunft direkt gewählt 
werden soll. 
x Internet: www.mercosur.int 





xMitglieder: Belize, Costa Rica, El Salvador, Guatemala, Honduras, 
Nicaragua, Panama 
xAssoziiert: Dominikanische Republik 
x Internationale Organisation zentralamerikanischer Staaten mit dem 
Ziel politischer und wirtschaftlicher Integration. Hintergrund der 
Gründung von SICA war die (allmähliche) Beendigung der 
Bürgerkriege in Zentralamerika. 
x Internet: www.sica.int 




x Staatengemeinschaft für ganz Südamerika. Hervorgegangen aus der 
2004 gegründeten Comunidad Sudamericana de Naciones 
(Gemeinschaft Südamerikanischer Nationen). Langfristiges Ziel ist 
eine umfassende politische und wirtschaftliche Integration nach 
europäischem Modell. Zentrale Institutionen sind die Räte der 
Staatschefs und Minister, die jährlich wechselnde Präsidentschaft 
sowie – in Zukunft – ein Generalsekretär. Konkrete Vorhaben 
beziehen sich bisher v.a. auf Infrastrukturprojekte. 
xMitglieder: Argentinien, Bolivien, Brasilien, Chile, Ecuador, Guyana, 
Kolumbien, Peru, Paraguay, Surinam, Uruguay, Venezuela 
Ausgewählte Regionalorganisationen in Lateinamerika und der Karibik
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die sich auch Deutschland auf die Fahnen 
geschrieben hat. Ein Konzept zum außen-
politischen Umgang mit diesen neuen Kräf-
ten und Personen ist allerdings noch nicht 
zu erkennen. Zu den neuen (und auch wei-
terhin neu entstehenden) Eliten müssen 
funktionsfähige Arbeitsbeziehungen und 
ein wechselseitiges Vertrauen teils neu auf-, 
teils zumindest ausgebaut werden. Als In-
strumente bieten sich dabei die politischen 
Stiftungen, die staatliche Entwicklungszu-
sammenarbeit (EZ), die Auswärtige Kul-
tur- und Bildungspolitik sowie der poli-
tische Dialog an.
Wenn es darum geht, die Beziehungen 
Deutschlands zu (potenziellen) neuen Eli-
ten und ihrer Rekrutierungsbasis zu in-
tensivieren, liegt das Instrumentarium der 
politischen Stiftungen auf der Hand. Auch 
wenn ihre internationale Arbeit von der 
Bundesregierung finanziert wird, sind sie 
politisch lediglich parteinah, nicht aber di-
rekt regierungsabhängig. Aufgrund ihrer 
pluralistischen, dem deutschen Parteien-
spektrum nachgebildeten Struktur kön-
nen Konrad-Adenauer-, Friedrich-Ebert-, 
Friedrich-Naumann-, Heinrich-Böll-, Ro-
sa-Luxemburg- und Hanns-Seidel-Stiftung 
zudem ein relativ breites Spektrum an Part-
nerorganisationen und Themen abdecken. 
Der Wandel in Lateinamerika, der nicht zu-
letzt mit dem Aufstieg neuer sozialer Kräfte, 
politischer Außenseiter und neuer sozialer 
Bewegungen und politischer Parteien ein-
hergeht, hat allerdings die traditionellen 
Partner der Stiftungen vor Ort (Parteien, 
Gewerkschaften) unmittelbar getroffen. 
Wie Günther Maihold in einem program-
matischen Beitrag feststellt, verleitet der Fo-
kus der Stiftungen auf die „Struktur ‚Partei’“ 
zur Blindheit gegenüber neuen „Bewe-
gungsparteien“ und die „Bindung an beste-
hende Eliteformationen“ führt dazu, dass zu 
lange an etablierten Partnern festgehalten 
wird. Angesichts des gegenwärtigen Um-
bruchs in der Region, so Maihold, müssten 
die Stiftungen „ihre ‚Netze’ sehr viel brei-
ter anlegen, um die neuen Führungskräfte 
frühzeitig erschließen zu können“.3 Ent-
sprechende Anpassungen der Stiftungsar-
beit sind durchaus zu verzeichnen. Ein gutes 
Beispiel ist Ecuador, wo die Hanns-Seidel-
Stiftung auf eine langjährige Zusammen-
arbeit mit indigenen Akteuren zurückbli-
cken kann und die Friedrich-Ebert-Stiftung 
wichtige Kontakte zu neuen sozialen und 
indigenen Bewegungen aufgebaut hat. Im 
Kontrast dazu bestanden in Bolivien bis 
zum Wahlsieg von Evo Morales Ende 2005 
keine Arbeitsbeziehungen zu Morales’ Be-
wegungspartei Movimiento Al Socialismo 
(MAS). Gerade mit Blick auf die Vielfalt 
und Volatilität der politischen Landschaft 
Lateinamerikas dürfte es aber weniger sinn-
voll sein, alte Partner einfach durch neue zu 
ersetzen. Vielversprechender scheint ein 
Ansatz, der auf themenspezifische Dialog- 
und Diskussionsprozesse unter Beteiligung 
eines breiten Spektrums politischer und ge-
sellschaftlicher Kräfte setzt. Was es hier zu 
verstärken gilt, ist nicht die Förderung von 
Dialog und Diskussion – das tun die Stif-
tungen ohnehin –, sondern die Öffnung ge-
genüber einem breiteren Akteursspektrum 
zu Lasten enger, akteurs- und letztlich per-
sonenbezogener Bindungen.
Auch die EZ – und konkret insbesonde-
re die GTZ als diejenige Organisation, die 
die staatliche Technische Zusammenarbeit 
umsetzt – besitzt vielfältige Möglichkeiten 
zum Dialog mit neuen sozialen und poli-
tischen Kräften. Generell ist eine regelmäßige 
Analyse relevanter sozialer und politischer 
Akteure sowie akuter politischer Konflikte 
und Themen sinnvoll. Auf dieser Basis sind 
koordinierte, dialog- und kooperationsori-
entierte Outreach-Strategien möglich, die 
frühzeitig auf den Kontakt und die Einbin-
dung neuer Akteure, die Bearbeitung neuer 
Konflikte und die Aufnahme neuer Themen 
zielt. Verlangt wäre dafür allerdings eine 
sehr viel engere Koordination zwischen Ent-
wicklungs- und Außenpolitik unter Beteili-
gung der politischen Stiftungen. Koordina-
tion heißt nicht, dem Auswärtigen Amt die 
Funktion der hierarchischen Steuerung von 
EZ und politischen Stiftungen zu übertra-
gen. Dafür fehlen nicht nur auf Seiten des 
Amts und seiner Auslandsvertretungen die 
Kapazitäten. Vor allem würde eine solche 
außenpolitische Steuerung der eigenstän-
digen Logik von Entwicklungspolitik – als 
zumindest idealtypisch an den Bedürfnissen 
der „Zielländer“ orientiertem Unterfangen – 
offen zuwiderlaufen und den Stiftungen mit 
ihrer relativen Autonomie und dem internen 
Pluralismus genau ihre komparativen Vor-
teile rauben. Sehr wohl möglich ist aber eine 
horizontale Koordination, die auf Transpa-
renz, Arbeitsteilung und eben eine mit Blick 
auf wichtige Akteure, Themen und Konflikte 
systematisch aufgestellte Außen- und Ent-
wicklungspolitik zielt.
Einen dritten Zugang bietet die Auswär-
tige Kultur- und Bildungspolitik, etwa über 
Goethe-Institute, deutsche Auslandsschu-
len und die Kooperation im Forschungs- 
und Hochschulbereich. Zu fragen wäre 
allerdings auch hier, inwieweit etwa die An-
gebote der Goethe-Institute, die deutschen 
Auslandsschulen oder die Kooperation im 
Forschungs- und Hochschulbereich eine al-
lein auf etablierte Partner und (Bildungs-)
Eliten fokussierte Zusammenarbeit vermei-
den können und in welcher Weise sie neue 
Führungskräfte, neue soziale und politische 
Bewegungen sowie breitere Bevölkerungs-
gruppen ansprechen könnten. In diesem 
Kontext bieten sich die Unabhängigkeitsfei-
ern (bicentenarios) in zahlreichen Ländern 
der Region, die 2010 ihren Höhepunkt erle-
ben, an. Sie bieten eine ideale Gelegenheit, 
Im November 2008 trafen sich die 20 wichtigsten Industrie- und Schwellenländer zu einem Weltfinanzgipfel in Washington, um 
über globale Antworten auf die Finanzkrise zu beraten. Immerhin drei Länder aus Lateinamerika waren eingeladen: Argentinien, 
Brasilien und Mexiko.  Foto: Ricardo Stuckert / Presidência da República Federativa do Brasil, http://www.info.planalto.gov.br
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Lateinamerika als Partner?
um die deutschen Kultur-, Bildungs- und 
Wissenschaftsbeziehungen zur Region zu 
(re-)intensivieren und – mit Blick auf neue 
Eliten und in der Kooperation mit bisher 
vernachlässigten Gesellschaftsschichten – 
zu verbreitern (z.B. über Stipendienpro-
gramme, deutsche Schulen, Kulturangebote 
und Journalistenprogramme).
Politischer Dialog statt  
Stigmatisierung
Schließlich bleibt aber auch der politische 
Dialog zwischen den Regierungen ein zen-
trales Instrument, um auf höchster Ebene 
die Grundlagen funktionierender Partner-
schaften (Dialogfähigkeit, Anerkennung, 
Vertrauen) zu legen. Wenig hilfreich ist in 
diesem Zusammenhang die Differenzierung 
der Region in mehr oder minder politisch 
„genehme“ Partner, etwa gemäß der Eintei-
lung Lateinamerikas in „verantwortungsvoll“ 
und „radikal-populistisch“ geführte Länder. 
So zählt die Lateinamerikastrategie der Uni-
on Chávez (Venezuela), Morales (Bolivien), 
Correa (Ecuador) und Ortega (Nicaragua) 
zu einem Lager der „populistischen Regie-
rungen“ – „mit autoritären Zügen“ und „ra-
dikal-linkspopulistisch“, wie es an anderer 
Stelle ergänzend heißt. Auch Bundeskanz-
lerin Angela Merkel (CDU) sprach in einem 
Interview vor ihrer Lateinamerikareise im 
Mai 2008 von einem „linken Populismus“, 
der in einigen Ländern zu beobachten sei, 
und mied folgerichtig bei ihrer Reise nach 
Brasilien, Kolumbien, Mexiko und Peru jeg-
liches entsprechend verdächtigte Land. Wäh-
rend Merkel zudem betonte, Chávez spreche 
„nicht für Lateinamerika“, ja nicht einmal 
für sein eigenes Land, denn „das venezo-
lanische Volk hat mit der Ablehnung des 
Referendums [...] selbst Position bezogen“ 
(Frankfurter Rundschau Online, 12.5.2008), 
sicherte sie dem – selbstverständlich nicht so 
genannten – „rechten Populisten“ im Präsi-
dentenamt Kolumbiens, Álvaro Uribe, deut-
sche Unterstützung zu. In weniger expliziter 
Form, aber mit ähnlicher Logik sprach Au-
ßenminister Frank-Walter Steinmeier (SPD) 
im Mai 2008 vor dem Deutschen Bundestag 
von „Ländern wie Mexiko und Brasilien“, die 
sich darum bemühten, „die Kluft zwischen 
Arm und Reich [...] zu verringern“, und kon-
trastierte dies mit den Rezepten „von Hugo 
Chávez und anderen“.
Solche Versuche der Lagerbildung sind 
nicht nur kontraproduktiv für den von 
Deutschland und Europa immer wieder pro-
klamierten Dialog zwischen den Regionen, 
sie sind auch der weitaus komplexeren Re-
alität in Lateinamerika kaum angemessen. 
Die Demokratien Lateinamerikas sind quer 
durch die „Lager“ durch einen populistischen 
Herrschaftsstil (in Kolumbien wie in Vene-
zuela) sowie durch eine pragmatische Hal-
tung (in Bolivien wie Brasilien) gekennzeich-
net. In Brasilien und Chile wie in Bolivien 
und Venezuela zeigen sich massive Anstren-
gungen, die Armut zu bekämpfen – mit un-
terschiedlichen Rezepten, aber auch bei sehr 
verschiedenen Ausgangssituationen. Spricht 
man auf Veränderung drängenden Regie-
rungen und ihren Entwicklungs- und De-
mokratievorstellungen schon grundsätzlich 
die Legitimität und Zukunftstauglichkeit ab, 
unterminiert dies systematisch die ohnehin 
prekäre Basis für eine funktionierende Zu-
sammenarbeit mit den „neuen Eliten“. Da-
bei wären hier Partnerschaften möglich, die 
die Staaten der Region nicht nach politisch 
mehr oder minder „genehmen“ Regierungen 
staffeln, da es im gegenwärtigen Lateinameri-
ka keine „Mugabes“, kein „Tschetschenien“ 
und kein „Guantánamo“ gibt.
Erfahrungsaustausch zu neuen 
Entwicklungsmodellen
Mit Blick auf die Suche nach einem neuen 
Entwicklungsmodell bietet es sich an, dass 
Deutschland und Europa mit Lateiname-
rika einen offenen Dialog aufnehmen, um 
ordnungspolitische Vorstellungen und Er-
fahrungen auszutauschen und gemeinsame 
Antworten auf die Herausforderungen der 
Globalisierung zu suchen. Soll ein solcher 
Dialog, wie vielfach bemüht, „unter Part-
nern“ und „auf Augenhöhe“ stattfinden, 
bedeutet dies zweierlei: Beide Seiten wollen 
voneinander lernen und keiner kennt den 
richtigen Weg.
Einen Ausgangspunkt könnte in diesem 
Sinne die Prämisse einer ergebnisoffenen De-
batte über neue Entwicklungsmodelle nach 
dem Scheitern „des“ Neoliberalismus bilden. 
Dabei bieten die wohlfahrtsstaatlichen Erfah-
rungen Kontinentaleuropas einen wichtigen 
Hintergrund – nicht zuletzt in gemeinsamer 
Abgrenzung vom Kapitalismus US-amerika-
nischer Prägung. Zugleich ist aber eine Hal-
Dokumente zur deutschen 
Lateinamerikapolitik
Auswärtiges Amt 2007: Leitlinien für 
die deutsche Außenpolitik gegenüber 




und Entwicklung 2008: Konzept 
für die entwicklungspolitische 
Zusammenarbeit mit den Ländern 
Lateinamerikas und der Karibik (BMZ 
Konzepte, Nr. 161).
CDU/CSU 2008: Lateinamerika, 
Deutschland und Europa: Partner-
schaft für das 21. Jahrhundert. 
Lateinamerika-Strategie der CDU/
CSU-Bundestagsfraktion, 6. Mai 2008, 
www.cducsu.de.
SPD 2008: Gemeinsame Verantwor- 
tung und Zukunft: Lateinamerika 
und Karibik als strategische Partner 
für Deutschland und Europa. 
Lateinamerika-Strategie der SPD, 5. 
Mai 2008, www.spd.de.
Weiterführende Literatur
Bodemer, Klaus 2006: Lateinamerika 
und die Karibik. Gedanken zu ihrer 
Bedeutung für Deutschland und 
Europa, in: Lateinamerika Analysen, 
Nr. 15, S. 149-197.
Grabendorff, Wolf 2007: Latein- 
amerika. Viel Demokratie, wenig Staat 
und kaum sozialer Fortschritt, Berlin: 
Friedrich-Ebert-Stiftung, www.fes.de.
Lateinamerika Analysen 2006: 
Themenschwerpunkt „Deutsche 
Außenpolitik und Lateinamerika“, in: 
Lateinamerika Analysen, Nr. 15, S. 
77-148.
Maihold, Günther 2008: Schwerpunkt- 
setzung, Kohärenz und politische 
Initiative. Elemente eines neuen Profils 
deutscher Lateinamerika-Politik, in: 
Lateinamerika Analysen, Nr. 19, S. 
189-216.
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tung, die Deutschland und Europa als Vor-
bild proklamiert, unangemessen: Bei aller 
Asymmetrie zwischen den Regionen blicken 
beide Seiten auf 20 bis 30 Jahre Strukturan-
passungsbemühungen zurück, von denen 
sich – im Guten wie im Schlechten – wech-
selseitig lernen lässt. Wenn der gegenwärtige 
Wandel in Lateinamerika eines unter Beweis 
stellt, dann dass unterschiedliche wirtschafts- 
und ordnungspolitische Wege möglich sind, 
dass es für die Demokratie wichtig ist, dass 
politische Alternativen gedacht und disku-
tiert werden. Die gegenwärtige Finanzkri-
se zeigt nur zu deutlich, dass solche Alter-
nativen dringend gebraucht werden – und 
dass es der weltweiten Kooperation über 
den engen Kreis der alten Industrieländer 
hinaus bedarf.
Den Zielhorizont eines solchen Dialogs 
hat der EU-Lateinamerika-Gipfel von Lima 
im Mai 2008 mit den Themenbereichen 
„Armutsbekämpfung/Soziale Kohäsion“ 
und „Nachhaltige Entwicklung: Umwelt, 
Klimawandel, Energie“ grob umrissen. Ein 
hochaktuelles Großthema wäre zudem die 
politische Gestaltung der Weltwirtschaft 
und konkret der Finanzmärkte, wo sich La-
teinamerika als Partner für ernst gemeinte 
Regulierungsanstrengungen geradezu auf-
drängt. Nimmt man die proklamierte Idee 
einer strategischen Partnerschaft zwischen 
Europa und Lateinamerika ernst, wäre die-
ser biregionale Prozess von einem entwick-
lungspolitisch auf Hilfe für Lateinamerika 
fokussierten Austausch zu einem außen- 
und (welt-)ordnungspolitischen Dialog 
weiterzuentwickeln. Einem solchen Dialog 
stehen auf europäischer Seite allerdings 
nicht zuletzt eine von mächtigen Partiku-
larinteressen geprägte EU-Handelspolitik 
(Stichworte: Agrarsubventionen, WTO-
plus-Agenda) entgegen. 
Abkehr von einer pädagogisch-
paternalistischen Haltung
Zudem treten Deutschland und Europa re-
gelmäßig mit einer pädagogischen bis pater-
nalistischen Haltung auf, die darauf zielt, das 
als richtig erkannte eigene Entwicklungs-
modell auch in Lateinamerika zu etablieren 
und etwa die vom „rechten Pfad“ abkom-
menden „links-populistischen Etatisten“ 
wieder einzufangen.4 Entsprechend wird 
„soziale Kohäsion“ als Problem Lateiname-
rikas behandelt, und nicht als Herausfor-
derung, auf die Europa und Lateinamerika 
im Zeitalter der Globalisierung gemeinsam 
nach neuen Antworten suchen. Schließlich 
birgt die Betonung von Armutsbekämp-
fung und „sozialer Kohäsion“ die (wohl 
gewünschte) Tendenz, dass die Frage der 
Verringerung sozialer Ungleichheiten unter 
den Tisch fällt. Die soziale Frage, die gegen-
wärtig in Lateinamerika politisch so virulent 
ist, ist aber nicht „nur“ durch gezielte För-
der- und Sozialprogramme zu stärken, die 
das Ausmaß der Armut reduzieren und ge-
sellschaftlichen Konflikten vorbeugen. Ziel 
müsste es sein, die drastischen Disparitäten 
in Wohlstand und Macht, die Lateinameri-
ka kennzeichnen, aber auch Europa keines-
wegs fremd sind, durch eine aktive Politik 
des Empowerment und strukturelle Umver-
teilungsmaßnahmen zu reduzieren. Empo-
werment heißt, dass sozioökonomisch un-
terprivilegierte Gesellschaftsschichten die 
Möglichkeit erlangen, sich gesellschaftlich 
und politisch zu organisieren, um ihre In-
teressen und Werte eigenständig zu vertre-
ten. Strukturelle Umverteilung verlangt zum 
Beispiel progressive Steuerreformen, die die 
relative Belastung hoher Einkommen, Ge-
winne und Vermögen anheben.
Der mögliche Einwand, genau in die-
sen Fragen seien Deutschland und Europa 
doch eben vorbildlich, beruht auf just der 
Grundhaltung, die Teil des Problems ist. An 
dieser Stelle kann nun nicht nachgezeich-
net werden, dass auch Deutschland in Fra-
gen des politischen Empowerments mar-
ginalisierter Bevölkerungsgruppen sowie 
der progressiven Umverteilung von Macht 
und Wohlstand kaum als leuchtendes Vor-
bild fungieren kann – ein Verweis auf den 
Armutsbericht der Bundesregierung muss 
hier genügen. Umgekehrt gibt es zahlreiche 
politische Innovationen in Lateinamerika, 
von denen „wir“ ganz konkret lernen kön-
nen (siehe Randspalte S. 5). Zudem lassen 
sich natürlich auch negative Lehren ziehen, 
etwa mit Blick auf die wenig erfreulichen 
Erfahrungen, die Länder wie Chile und Ar-
gentinien mit der Privatisierung ihrer Ren-
tensysteme gemacht haben.
Umgang mit der Schwäche  
regionaler Organisationen
In Lateinamerika werden der deutschen und 
europäischen Politik in absehbarer Zeit kei-
ne kooperationsfähigen Regionalorganisati-
onen als Partner zur Verfügung stehen. Der 
lateinamerikanische Nationalismus und die 
ungebrochene Betonung nationaler Souve-
ränität in der Region werden bis auf weiteres 
fortbestehen und supranationale Integration, 
die mehr (Souveränitätsabgabe) als Koopera-
tion beinhaltet, behindern. Diese strukturelle 
Schwäche der subregionalen Integrations-
prozesse in Lateinamerika wird allenthalben 
erkannt, die EU – und in ihrem Rahmen auch 
Deutschland – beharren aber gleichwohl da-
rauf, die Kooperation mit der Region priori-
tär auf regionale Organisationen auszurich-
ten. Damit sollen die Regionalorganisationen 
zu handlungsfähigen Kooperationspartnern 
aufgebaut werden, deren (begrenzte) Hand-
lungsfähigkeit man aber für die Kooperation 
bereits braucht. Dies konstituiert auch des-
Abstimmung für eine 
neue Verfassung im Janu-
ar 2009 in Bolivien: Gut 
60 Prozent der knapp vier 
Millionen Stimmberech-
tigten sprachen sich für 
die neue Verfassung aus, 
die der indigenen Bevölke-
rung deutlich mehr Rechte 
zugesteht. 
So werden die 36 indigenen 
„Nationen und Völker“ 
Boliviens und ihre Spra-
chen anerkannt, ihre po-
litischen Partizipations-
chancen gestärkt. Ihnen 
wird ein Recht auf Auto-
nomie eingeräumt, und die 
indigene Rechtssprechung 
wird dem liberalen Rechts-
system gleichgestellt.
Foto: José Luis Quintana / 




halb ein Dilemma, weil Deutschland und Eu-
ropa kein Interesse daran haben können, die 
ohnehin schwachen Integrationsbündnisse 
durch eine offene Abkehr noch zusätzlich 
zu torpedieren.
Im Sinne einer pragmatischen Balance zwi-
schen Kontinuität und Anpassung wäre eine 
Fokussierung auf symbolisch-rhetorische 
Formen der interregionalen Zusammenar-
beit bei faktischer Intensivierung bilateraler 
und variabel-multilateraler Kooperations-
formen zu diskutieren. Der Dialog mit La-
teinamerika sowie den etablierten Regional-
organisationen bliebe insofern wichtig und 
sollte auf neue Initiativen wie UNASUR 
ausgeweitet werden – er ist aber eben dies: 
ein Dialog- und Verständigungsprozess. 
Die auf dem ersten Gipfeltreffen der EU 
und Lateinamerikas in Rio de Janeiro 1999 
vereinbarte „strategische Partnerschaft“ 
hätte in diesem Sinne die Bedeutung einer 
rhetorisch bewusst überhöhten Kommuni-
kationsbeziehung. Substanzielle politische 
Initiativen sind dagegen eher mit einzelnen 
Staaten bzw. mit sich themen- und sektor-
spezifisch zusammenfindenden Staaten-
gruppen denkbar. So ließe sich die bisher 
weitgehend symbolische „strategische Part-
nerschaft“ zwischen Deutschland und Bra-
silien mit konkreten Kooperationsvorhaben 
füllen; hier bietet sich der skizzierte (welt-)
ordnungspolitische Dialog an, außerdem 
eine vertiefte Zusammenarbeit in Wissen-
schaft und Technologie. Zugleich geht es 
darum, Brasilien in seiner Rolle als Stabili-
tätsanker in der Region zu unterstützen, und 
es nicht durch prioritäre Behandlung aus 
dieser herauszulösen – ein Balanceakt. Ne-
ben Brasilien sollte Deutschland sicherlich 
auch gegenüber Mexiko, aber ebenso mit 
Argentinien, Chile, Kolumbien und (soweit 
möglich) Venezuela sowie mit den entwick-
lungspolitischen Schwerpunktländern Boli-
vien, El Salvador, Honduras, Nicaragua und 
Peru ein eigenständiges außenpolitisches 
Profil aufbauen, das über den durch die EU 
gesetzten Rahmen hinausgeht. Nur Länder, 
die auch bilateral ernst genommen werden, 
stehen biregional und global als Partner zur 
Verfügung.5 
Flexible Kooperationspolitik
Die „deutsche Lateinamerika-Politik fort-
schreitend [zu] europäisieren“, wie es die au-
ßenpolitischen Leitlinien der Bundesregie-
rung vorsehen, ist mithin keine Lösung. Das 
heißt allerdings nicht, dass Deutschland zu 
einer rein bilateralen Außenpolitik zurück-
kehren sollte. Dem widersprechen schon 
die EU-Einbindung deutscher Außenpoli-
tik sowie knappe außenpolitische Ressour-
cen für eine Weltregion, die in Relation zu 
den USA, Asien, Europa und der „europä-
ischen Nachbarschaft“ unter keiner Bundes-
regierung Priorität erlangen dürfte. Es geht 
also nicht um große Alternativen, sondern 
um eine flexible Kooperationspolitik, die 
sich nicht nach fixen Schemata, sondern 
nach pragmatischen Handlungserfordernis-
sen und -möglichkeiten richtet. In den Be-
reichen Drogenbekämpfung, Umwelt- und 
Ressourcenschutz sowie physische Integrati-
on (in den Bereichen Verkehr und Energie) 
sind je verschiedene Staatengruppen betrof-
fen und kooperationswillig. Über die flexi-
ble Zusammenarbeit mit solchen variablen 
Staatengruppen lassen sich am ehesten kon-
krete Beiträge zu Integration und Problem-
bearbeitung erzielen.6 Dies gilt ebenso für 
bilaterale bis regionale Prozesse vertrauens-
bildender Maßnahmen. Hier gibt es in der 
Region Erfolgsgeschichten (z.B. zwischen 
Argentinien und Chile, Argentinien und 
Brasilien, Ecuador und Peru) und weiteren 
Bedarf (etwa zwischen Bolivien und Chile, 
Kolumbien und Ecuador bzw. Venezuela). 
Schließlich drängt sich die Zusammenarbeit 
im Feld der internationalen Rüstungskon-
trolle und Abrüstung auf. Mit Blick auf die 
nukleare Abrüstung könnte Deutschland die 
Kooperation mit so engagierten Ländern wie 
Brasilien und Mexiko deutlich intensivieren 
– während die Möglichkeiten im Rahmen 
der EU durch die Präsenz der Atommächte 
Frankreich und Großbritannien begrenzt 
sind. Und in den laufenden Verhandlungen 
im Rahmen der VN zur Kontrolle des Han-
dels mit konventionellen Rüstungsgütern 
über einen Arms Trade Treaty findet die 
EU – hier in ihrer Gesamtheit – in Lateina-
merika wichtige Partner.
Als handlungsfähige, weltpolitische Partner 
sind die Regionalorganisationen Lateiname-
rikas auf absehbare Zeit ungeeignet. Auch 
deshalb sind stabile bilaterale Kooperati-
onsformen mit zentralen Partnern sowie die 
themenspezifische Zusammenarbeit mit je 
spezifischen Staatengruppen sinnvoll. Letz-
teres setzt funktionierende Beziehungen und 
Absprachen mit den einschlägigen Ländern 
Anmerkungen
*  Ich danke Klaus Bodemer, Marianne 
Braig, Volker Gutekunst, Annegret Mäh-
ler, Günther Maihold, Claudia Zilla und 
zahlreichen Kolleginnen und Kollegen 
der HSFK für wertvolle Anregungen 
und Kommentare.
 1 Konditionierte Sozialtransfers meinen 
hier staatliche Direktzahlungen an aus-
gewählte (von Armut bzw. Arbeitslosig-
keit betroffene) Personen und Haushalte, 
die an bestimmte Erziehungs-, Gesund-
heits- oder Arbeitsauflagen gebunden 
sind.
2  Für Überblicke siehe etwa das deutsch-
sprachige Sonderheft „Wie links ist 
Lateinamerikas Linke?“ der Zeitschrift 
Nueva Sociedad (September 2008) sowie 
den Themenschwerpunkt „Die latein-
amerikanische Linke und die Globali-
sierung“ der Zeitschrift Lateinamerika 
Analysen (Nr. 17, 2007).
3  Die Zitate entstammen dem als „Weiter-
führende Literatur“ aufgeführten Artikel 
von Maihold (S. 205).
4  Siehe hierzu exemplarisch die bereits 
zitierte neue Lateinamerikastrategie der 
Unionsfraktion.
5  Damit ist zugleich gesagt, dass dies 
kein Plädoyer dafür ist, die EU nach 
dem US-Vorbild auf eine Teile-und-
Herrsche-Strategie anzusetzen, bei der 
sie in je bilateralen Handelsabkommen 
diejenigen Wirtschaftsinteressen durch-
zuboxen sucht, die sich im Rahmen der 
WTO nicht (mehr) so einfach durch-
setzen lassen. „Bilateral ernst nehmen“ 
heißt in etwa das Gegenteil: die Länder 
Lateinamerikas als relevante außen- und 
weltordnungspolitische Partner behan-
deln.
6  Diese Überlegung folgt Günther Mai-
hold.
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Lateinamerikas voraus. Das heißt auch: Zu 
den globalen Fragen, bei denen grundsätzlich 
ähnliche Interessen und Orientierungen be-
stehen und Lateinamerika „gebraucht“ wird, 
wären die Partner jenseits des Atlantiks früh-
zeitig und in aktiver Rolle in deutsche und 
europäische Meinungsbildungsprozesse ein-
zubeziehen – ganz so, wie es Europa umge-
kehrt von seinem großen „Partner“ im Nor-
den der Amerikas immer wieder wünscht.
Plädoyer für ein neues außen-
politisches Profil
In den allgemeinen Leitlinien für die deut-
sche Außenpolitik gegenüber Lateinamerika 
und der Karibik heißt es zum Thema „Inte-
ressenlage und Ziele“: „Die Bundesregierung 
hält es für vordringlich, zur Konsolidierung 
der repräsentativen Demokratie und zur 
Stabilisierung der Volkswirtschaften [in La-
teinamerika] ihren Beitrag zu leisten, nicht 
zuletzt auch, damit sich das Potenzial der 
Partnerschaft voll entfalten kann.“ Nimmt 
man die Idee einer (potenziellen) Partner-
schaft mit Lateinamerika ernst, wäre es da-
gegen vordringlich, sich direkt um die Ent-
faltung dieses Potenzials zu bemühen. Dies 
beinhaltet, wie gesehen, deutlich mehr als die 
bestenfalls bescheidene Unterstützung für 
demokratische Institutionen und Prozesse 
sowie sozioökonomische Entwicklung, die 
die Bundesregierung leisten kann. Entwick-
lungspolitik ist also nicht per se falsch, sie 
bietet nur keinen angemessenen Rahmen 
für internationale Partnerschaften mit den 
Ländern Lateinamerikas, wie sie Deutsch-
land und Europa offiziell anstreben. Hier-
für ist ein im breiten Sinne außenpolitisches 
Profil notwendig, das darauf zielt, gemein-
same Interessen, Werte und Kooperations-
möglichkeiten zu identifizieren und zu ver-
folgen. Das bedeutet nicht, dass dabei nicht 
auch unterschiedliche Interessen und Werte 
mitunter hart aufeinanderprallen können. 
Diese werden dann aber – als umstrittene, 
je partikulare Interessen und Werte – zum 
Gegenstand von Dialog und Aushandlung. 
Sie sind kein Hinweis darauf, dass Lateina-
merika eben noch ein wenig mehr Nachhilfe 
benötigt, „damit sich das Potenzial der Part-
nerschaft voll entfalten kann“.
Auf der Basis einer solchen Neupositio-
nierung lässt sich die Spannung zumindest 
offenlegen, dass in der entwicklungs- und 
außenpolitischen Praxis Deutschlands eine 
auf „Hilfe“ gepolte Haltung zugleich mit 
der Verfolgung partikularer Interessen ver-
knüpft ist, die in Lateinamerika vor allem 
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wirtschaftlicher Natur sind. Dass die deut-
sche Lateinamerikapolitik nicht zuletzt spe-
zifischen Wirtschaftsinteressen folgt, wurde 
im Rahmen dieses Beitrags weder genauer 
analysiert, noch war es an dieser Stelle zu 
hinterfragen. Für eine annäherungsweise 
partnerschaftliche Beziehung wäre es aber 
schon ein großer Fortschritt, wenn beide 
Seiten ihre Partikularinteressen als solche 
auf den Tisch legten und weniger in „altru-
istische“ Sorgen um die Attraktivität frem-
der Investitionsstandorte kleideten.
